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Bebauungsplan NIEDEREICH, bis 6. Änderung Textfestsetzungen 

Geltungsbereiche der verschiedenen Änderungen 



Stadt Kehl Bebauungsplan NIEDEREICH 

Aufgestellt nach Maßgabe der ab 1.1.69 geltenden Fassung der Baunutzungsverordnung 
und der Landesbauordnung in der Fassung vom 20.6.72 

1. Lageplan mit planungsrechtlichen Festsetzungen und Textteil
2. Plan für bauliche Anlagen und Freiflächengestaltung vom 29.6.73

TEXTTEIL 

In Ergänzung der Planzeichen, Planeinschriebe und Planfarben wird gem. § 9 Bundes-
baugesetz (BBauG) folgendes festgesetzt: 

A. Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 BBauG und BauNVO

I. Art der baulichen Nutzung gemäß BauNVO Erster Abschnitt

1. Art der baulichen Nutzung entsprechend Einschrieb im Lageplan

2. Ausnahmen gem. § 3 (3) und § 4 (3) 1-3 BauNVO sind in den jeweiligen Bau-
gebieten nach § 1 (5) BauNVO allgemein zulässig. Gartenbaubetriebe, Tank-
stellen, Ställe für Kleintierhaltung und landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen
gem. § 4 (3) 4-6 BauNVO sind nicht zulässig (§ 1 (4) BauNVO).

3. Nebenanlagen: Gebäude im Sinne des § 14 BauNVO sind nicht zulässig.

II. Maß der baulichen Nutzung gemäß BauNVO zweiter Abschnitt

1. Maß der baulichen Nutzung entsprechend Einschrieb im Lageplan.

2. Bei Gebieten mit Tiefgaragen ist die zulässige Geschossfläche um die Flä-
chen notwendiger Garagen, die unter der Geländeoberfläche hergestellt wer-
den, zu erhöhen (§ 21 a (5) BauNVO).

III. Bauweise

Bauweise entsprechend Einschrieb im Lageplan 
o = offene Bauweise (§ 22 (2) BauNVO)
g = geschlossene Bauweise innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche (§ 22

(3) BauNVO)
b = besondere (abweichende) Bauweise (§22 (4) BauNVO): 
* eingeschossige Gartenhofhäuser mit einem fremder Sicht entzogenen Gar-

tenhof (§ 17 (2) BauNVO) ohne seitlichen Grenzabstand innerhalb der über-
baubaren Grundstücksfläche.

IV. Sonstige Festsetzungen

1. Stellung der baulichen Anlagen gem. § 9 (1) Nr. 1 Buchstabe b u. e BBauG.

Die im Lageplan und im Plan für bauliche Anlagen und Freiflächengestaltung
vom 29.6.1973 eingezeichneten Baukörperschemata gelten als Richtlinie. Die
eingetragene Firstrichtung ist zwingend einzuhalten.

2. Gr: Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit.
FR: Fahrrecht zugunsten Privater, mindestens 3,00 m breit.
Lr: Leitungsrecht nach technischen Erfordernissen zugunsten öffentlicher und

privater Versorgungsträger. 
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3. Aufschüttungen und Abgrabungen

Die für die Herstellung der Verkehrsflächen erforderlichen Böschungen sind
vom Angrenzer auf dessen Grundstück zu dulden. Anstelle von Böschungen
sind Stützmauern als Ausnahme zulässig.

* Höhenlage der Gebäude

Die Erdgeschossfußbodenhöhe bei ein- und zweigeschossigen Bauwerken
wird mit 1,00 m über den anbaufähigen Verkehrsflächen festgesetzt.

B. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen § 111 LBO

1. Dachform

Dachform entsprechend Einschrieb im Lageplan. Bei Satteldach Neigung von 18°-
24° und von 30°-35°. Dachaufbauten sind nicht zuläs sig. Garagen sind mit Flach-
dächern auszubilden. In Gebieten, in denen Satteldach vorgeschrieben ist, können
Garagen ausnahmsweise mit der gleichen Dachneigung wie das Hauptgebäude
versehen werden, sofern sie in den Hauptbaukörper einbezogen oder mit diesem
in baulicher Verbindung stehen.

2. Standplätze für Müllbehälter

Die Standplätze sind in Gruppen zusammenzufassen und durch Bepflanzung oder
Sichtschutzwände abzuschirmen.

3. Einfriedigung der Grundstücke

Vorgärten sind ohne Einfriedigung anzulegen, Wohngärten können mit max. 1,00
m hohen Zäunen oder Hecken abgegrenzt werden. Vorgärten sind jedoch mit ei-
ner Stellkante abzugrenzen. Von den öffentlichen Verkehrsflächen sind Abstände
gemäß dem Plan für bauliche Anlagen und Freiflächengestaltung vom 29.6.1973
einzuhalten. Einfriedigungen im Bereich der Geschossbauten sind nicht zulässig.

4. Sichtschutzwände

Sichtschutz- und Trennwände aus Holz, Mauerwerk oder Beton bis zu einer Höhe
von 2,00 m sind vor den EG-Bereichen der Geschossbauten oder zur Abgrenzung
von Wohnhöfen in den Flachbaugebieten zur Schaffung abgeschirmter Freiberei-
che zulässig. Sie dürfen die Baugrenze nicht mehr als 3,00 m überschreiten. Aus-
nahmen bei einheitlich gestalteten Hausgruppen sind zulässig.

5. Heizenergie

Zum Schutz von Umweltgefahren durch Luftverunreinigung sind im Bereich der
ein- und zweigeschossigen Bauwerke Einzelöfen mit Kohle- oder Holzfeuer sowie
Verdampfungsbrenner für Heizöl unzulässig.

6. Antennen

Außenantennen sind unzulässig, sofern an eine Sammelantenne angeschlossen
werden kann, für Gebäude, die im Funkschatten stehen, ist der Anschluß zu dul-
den. Besteht keine Möglichkeit eines Anschlusses an die Sammelantenne, ist bei
Mehrwohnungshäusern jeweils nur eine Antenne pro Haus zulässig.



7. Höhenlage der Gebäude

Die Erdgeschoßfußbodenhöhe bei ein- und zweigeschossigen Bauwerken wird mit
1,00 m über den anbaufähigen Verkehrsflächen festgesetzt.

8. Kellerräume

Der Ausbau der Kellerräume zu Wohnräumen ist nicht zulässig. 

9. Hausgruppen

Hausgruppen sind einheitlich in Material und Farbe zu gestalten. Besonders Ge-
simsausbildungen und bei Satteldächern auch Art und Farbe des Dachdeckungs-
materials sind einheitlich auszuführen.

Auslegungsbeschluß durch den Gemeinderat (§ 2 Abs. 6 BBauG) am 11.07.1973 
Satzungsbeschluß durch den Gemeinderat (§ 10 BBauG i.V.m. § 4 GO) am 17.10.1973 
Genehmigt mit Erlaß Nr. 13/24/0217/64 vom 11.12.1973 
In Kraft getreten durch Bekanntmachung vom 03.01.1974 

Für die Stadt Kehl Kehl, den 14.11.1973 
Der Oberbürgermeister Stadtplanugsamt 

gez. (Dr. Müller) gez. (Lang) 

Neue Heimat Baden-Württemberg, Stuttgart den 29.06.1973 



Stadt Kehl 
Bebauungsplan NIEDEREICH, 1. Änderung (Teilbereich) 
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Stadt Kehl 
Bebauungsplan NIEDEREICH, 2. Änderung (Teilbereich) 
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Stadt Kehl 
Bebauungsplan NIEDEREICH, 3. Änderung (Gesamtbereich) 

Hinweis: Die 4. Änderung wurde nicht zur Rechtskraft gebracht 
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Kehl - Sundheim, Bebauungsplan "Niedereich" (5. Änderung) 

Planungsrechtliche, textliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB in Verbin-
dung mit den Bestimmungen der BauNVO 

1. Art der Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet WA gem. § 4 BauNVO

Zulässig sind gem. Abs. 2 nur
Nr. 1  Wohngebäude 
Nr. 3  Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke 

Ausnahmsweise können zugelassen werden gem. Abs. 3 nur 
Nr. 1  Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
Nr. 2  Anlagen für Verwaltungen 

2. Maß der Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Das zulässige Maß der Nutzung ist im zeichnerischen Teil durch
Einschrieb als Grundflächenzahl (GRZ), Geschoßflächenzahl (GFZ)
und als Zahl der zulässigen Vollgeschosse festgesetzt.

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Die Bauweise ist im zeichnerischen Teil durch Eintrag als ge-
schlossene oder offene Bauweise festgesetzt.

4. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im zeichnerischen Teil
durch Baugrenzen festgesetzt.

5. Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Die Stellung der baulichen Anlagen ist im zeichnerischen Teil
durch Planzeichen festgesetzt.

6. Fläche für Stellplätze, Garagen und Carports
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

6.1 Im WA 2 

Stellplätze, Carports und Garagen sind auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksfläche zulässig. 

6.2 Im WA 3 

Stellplätze, Carpots und Garagen sind auf den straßenabgewandten 
Seiten auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
Vor der vorderen Baugrenze sind sie nur auf den im zeichnereichen 
Teil hierfür festgesetzten Flächen zulässig. 

6.3 Im WA 1 

Stellplätze, Carports und Garagen sind außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen nur auf den im zeichnerischen Teil hierfür 
festgesetzten Flächen zulässig. 

Zurück zum
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7. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
(§9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

I n den Bereichen WA 1 und WA 2 wird die Anzahl der Wohneinheiten 
auf max. 2 pro Gebäude begrenzt. 

8. Auffüllungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

Die Grundstücke sind zwischen vorderer Baugrenze und der Grenze
zur öffentlichen Verkehrsfläche auf das Straßenniveau aufzufüllen.
Bezugspunkt: Fahrbahn mittig vor dem Grundstück.
(Bei noch in Planung befindlichen Straßen oder Wohnwegen ist die
entsprechende Höhe bei der Tiefbauabteilung der Stadt zu erfra-
gen).

9. Flächen für das Anpflanzen und den Erhalt von Bäumen (§ 9 Abs. 1
Nr. 25a BauGB) sowie Bindungen für Bepflanzungen und für die Er-
haltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie
von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

9.1 Die im zeichnerischen Teil durch Planeintrag gekennzeichneten Bäu-
me sind zu erhalten. Bei Verlust eines dieser Bäume ist ein art-
gleicher Baum nachzupflanzen. Als Mindestqualitätsstufe wird ge-
fordert: Hochstämme, 2 x verpflanzt, Stammumfang mind. 10 cm. 

9.2 Die im zeichnerischen Teil durch Planzeichen festgesetzten Grünzü-
ge sind ebenfalls zu erhalten. Bei ganzem oder teilweisem Verlust 
sind auch hier artengleiche Bäume und Sträucher zu pflanzen; für 
Bäume gilt 9.1. 

9.3 Auf den Grundstücken sind pro 100 m² nichtüberbaubarer Grund-
stücksfläche (verbindlich ist die festgesetzte GRZ) ist ein stand-
ortgerechter Laubbaum zu pflanzen. für weitere Pflanzungen beste-
hen keine Bindungen. 

10. Regelung des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

10.1 Regenwasserversickerung Gültig nur für WA 2 und WA 3 

Das auf dem Grundstück von überdachten Grundflächen anfallende 
Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück selbst im Sinne des ATV 
Arbeitsblattes A 138 in flächenhafter Form (Muldenversickerung 
über die 30 cm starke belebte Bodenschicht) zu versickern. Punkt-
förmige Versickerungen (Sickerschächte) oder linienhafte Ver-
sickerungen (Rigolensystem) sind nicht zulässig. 
Im Regelfall sind 15 % der überdachten Grundstücksfläche als Ver-
sickerungsmulde mit einer Tiefe von mind. 15 cm auszubilden. Der 
Abstand zur Grundstücksgrenze muß mindestens 2,0 m betragen.  
Die Größe und Lage der Mulde ist in den Bauvorlagen zur Grund-
stücksentwässerung darzustellen. Die Höhenlage ist so zu wählen, 
daß der Überlauf über Rückstauebene an die Regenwasserkanalisation 
angeschlossen werden kann. Grundsätzlich ist der Überlauf der Ver-
sickerungsmulde an die Regenwasserkanalisation anzuschließen. Die 
Speicherung (Zisterne) und Entnahme des Niederschlagswassers zu 
Nutzzwecken auf dem Grundstück ist zulässig. 



Nähere Einzelheiten sind z.B. der Vorinformation des UVM Baden-
Württemberg vom 16.01.96 Az.: 33-8951.13 "über die dezentrale Ver-
sickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser" 
zu entnehmen, die auch bei den Stadtwerken Kehl und der Planungs-
abteilung der Stadt Kehl eingesehen werden können. 

10.2 Versiegelungsverbot (gültig für alle Baugrundstücke) 

Wege, Zufahrten, offene Stellplätze und andere nicht mit Grün ge-
staltete Freiflächen auf den Grundstücken müssen so ausgeführt 
werden, daß eine Regenwasserversickerung auf den Flächen möglich 
ist. Ausgenommen sind Terrassen unmittelbar an den Gebäuden. 

11. Höhenlage der Gebäude

Hinweis : Grundwasserstände

Für das Gebiet liegen folgende Grundwasserstände vor :
Mittlerer Grundwasserstand (Zeitraum 1970-1990) 135,25 m ü.NN.
Mittleres Jahresmaximum des Grundwasserstandes (Zeitraum 1970-
1990) 136,0 m ü.NN.
Maximaler historischer Grundwasserstand seit Beobachtungsbeginn
Mai 1983, 137,60 m ü.NN

11.1 Die Höhenlage der Gebäude ist so auszurichten, daß Untergeschosse 
und Gründungen den mittleren Grundwasserstand (135,25 m ü.NN) 
nicht berühren.  
Wird so gebaut, daß nach den obigen Werten zu erwarten ist, daß 
das Bauwerk ständig im Grundwasser steht, so ist der unterirdische 
Teil dicht und das Gesamtbauwerk auftriebssicher auszuführen. 

11.2 Im Bereich des WA 1 
ist die Höhenlage der Gebäude einheitlich festzulegen. 

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 74 Landesbauordnung 
-örtliche Bauvorschriften-

1. Dachform

1.1 Zulässig sind geneigte Dächer mit 20° bis 45° Dachneigung. Im WA 1 
sind 15° bis 45° zulässig. Bei Sonderdachformen (z.B. Tonnendä-
chern) sind im ganzen Plangebiet abweichende Dachneigungen zuläs-
sig. 

1.2 Für untergeordnete und verbindende Bauteile ist auch Flachdach zu-
lässig. 

1.3 Garagen und Carports sind nur mit geneigten Dachflächen zulässig 
mit Dachneigungen zwischen 15° und 30°. Ausnahme : Wenn Garage o-
der Carport unter dem abgeschleppten Dach des Wohngebäudes inte-
griert werden. Im WA 1 sind 5° bis 30° zulässig. 

1.4 Im Bereich des WA 1 ist nur eine einheitliche Dachneigung zuläs-
sig. 





Textteil zum Bebauungsplan "Niedereich"  Stand: 11.04.2011 
in Kehl-Stadt, 6. Änderung  Fassung: Satzung 

gemäß § 10 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 BauGB

Ergänzend zum zeichnerischen Teil gilt der Textteil mit den folgenden planungsrechtlichen 
Festsetzungen, örtlichen Bauvorschriften und Hinweisen: 

A Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB i.V.m. §§ 1-22 BauNVO) 

Rechtsgrundlagen 

BauGB Baugesetzbuch in der zum Satzungsbeschluss jeweils gültigen Fassung 
BauNVO Baunutzungsverordnung in der zum Satzungsbeschluss jeweils gültigen Fassung 
PlanzV 90 Planzeichenverordnung 1990 vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58) 

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1-15 BauNVO) 

Allgemeine Wohngebiete (WA) 
Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

Zulässig sind 
1. Wohngebäude,
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank und Speisewirtschaften

sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zulässig sind 
die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen. 

a) Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
b) sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
c) Anlagen für Verwaltungen,
d) Gartenbaubetriebe,
e) Tankstellen.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-21a BauNVO) 

Grundflächenzahl 
Grundflächenzahl (GRZ) entsprechend dem Einschrieb im Plan. 

Geschossflächenzahl 
Geschossflächenzahl (GFZ) entsprechend dem Einschrieb im Plan. 

Zahl der Vollgeschosse 
Zahl der Vollgeschosse entsprechend dem Einschrieb im Plan. 

3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

Entsprechend dem Einschrieb im Plan sind nur Einzelhäuser in der offenen Bauweise zuläs-
sig. 

4 Überbaubaren Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen nach § 23 BauNVO festge-
setzt. 

5 Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Entsprechend dem Einschrieb im Plan ist für Hauptgebäude die Stellung der baulichen 
Anlagen festgesetzt. 
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Textteil zum Bebauungsplan "Niedereich"  Stand: 11.04.2011 
in Kehl-Stadt, 6. Änderung  Fassung: Satzung 

gemäß § 10 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 BauGB

6 Flächen für Garagen, Carports und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO) 

Garagen, Carports und Stellplätze sind nur auf der im zeichnerischen Teil durch Baugrenzen 
nach § 23 BauNVO festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche und innerhalb der im 
zeichnerischen Teil hierfür festgesetzten Flächen für Garagen, Carports und Stellplätze, mit 
der Zweckbestimmung Garagen (GA), Carport (Cap) und Stellplätze (St) zulässig. Carports 
sind überdachte Stellplätze, die mindestens an der Zufahrtseite geöffnet sind. Stellplätze, Zu-
fahrten und Wege dürfen nur in wasserdurchlässiger Bauweise, mit wasserdurchlässigen 
Materialien, errichtet werden. 

7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Neuanlagen zum Umgang mit wassergefährdeten Stoffen der Gefährdungsstufe D nach § 6 
Abs. 3 der VAwS müssen gegen das Austreten von wassergefährdeten Stoffen infolge 
Hochwassers, insbesondere gegen Auftrieb, Überflutung oder Beschädigung gesichert wer-
den. 

8 Hochwassergefährdetes Gebiet (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) 

Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt in einem hochwassergefährdeten 
Gebiet im Innenbereich nach § 80 Abs. 1 WG. Bei der Bebauung sind besondere bauliche 
Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder besondere bauliche Sicherungsmaßnah-
men gegen Naturgewalten erforderlich. 

9 Festsetzung der Höhenlage (§ 9 Abs. 3 BauGB) 

Wenn aus zwingenden Gründen auf ein Bauen im Grundwasser nicht verzichtet werden 
kann, ist eine bauplanungsrechtliche Ausnahmegenehmigung erforderlich, die nur in begrün-
deten Einzelfällen und erst nach Ausschluss möglicher Alternativen erteilt werden kann. 

Für unvermeidbare bauliche Anlagen unterhalb des mittleren Grundwasserstandes, sowie für 
Grundwasserabsenkungen im Rahmen von Bauvorhaben ist zusätzlich eine separate was-
serrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Wasserbehörde (Landratsamt Ortenaukreis) zu 
beantragen. 

Bauliche Anlagen unterhalb des höchsten Grundwasserstandes sind wasserdicht und auf-
triebssicher auszuführen. Zur Herstellung der Abdichtung von Baukörpern / Bauteilen und 
sonstiger Anlagen dürfen keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine Schadstoffbelas-
tung des Grundwassers zu besorgen ist. 

Die Herstellung einer Dränage zum Absenken und Fortleiten von Grundwasser ist unzuläs-
sig. 

Der mittlere Grundwasserstand liegt bei 135,40 m über NN und der höchste Grundwasser-
stand liegt bei 137,21 m über NN. 

10 Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

Die vorhandenen Bäume und Gehölze, innerhalb der im zeichnerischen Teil des Bebau-
ungsplans bezeichneten Fläche "PFL", sind zu erhalten und bei deren Abgang sind gleich-
wertige, heimische Bäume und Gehölze, innerhalb dieser Fläche, zu pflanzen. 

Die vorhandenen Bäume an der Rustfeldstraße (Ginkgo biloba) sind zu erhalten und bei de-
ren Abgang sind gleichwertige, heimische Bäume, in Fortsetzung der Baumreihe, zu pflan-
zen. 



Textteil zum Bebauungsplan "Niedereich"  Stand: 11.04.2011 
in Kehl-Stadt, 6. Änderung  Fassung: Satzung 

gemäß § 10 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 BauGB

Von den vorhandenen Bäumen an der Rustfeldstraße (Ginkgo biloba) kann für Einfahrts-, 
Ausfahrts- und Stellplatzflächen je Grundstück maximal ein einzelner Baum ersatzlos ent-
fernt werden. 

B Örtlichen Bauvorschriften (§ 74 LBO) 

Rechtsgrundlagen 

LBO Landesbauordnung für Baden-Württemberg in der zum Satzungsbeschluss jeweils 
gültigen Fassung 

GemO Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der zum Satzungsbeschluss  je-
weils gültigen Fassung 

11 Dachform und Dachneigung (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

Entsprechend dem Einschrieb im Plan ist die Dachneigung (DN) festgesetzt. Zulässig sind 
Flachdächer, die extensiv begrünt sind und geneigte Dachflächen mit einer Dachneigung 
(DN) bis 25° und einer maximalen Kniestockhöhe von 0,50 m. Die Kniestockhöhe wird ge-
messen von der Oberkante Rohdecke bis zum Schnittpunkt der Unterkante Sparren mit der 
Außenseite der Außenwand. 

Bei Hauptgebäuden sind Dachgauben zulässig. Die zulässige Breite der Gauben beträgt 
maximal zwei Drittel der Dachlänge. 

Die Mindestsubstratdicke für extensiv begrünte Flachdächer muss mindestens 10 cm betra-
gen. 

Die Verwendung glänzender Dacheindeckungen außer für Verglasungen und Solaranlagen 
ist unzulässig. 

Dacheindeckungen aus Blei, Zink, Kupfer und anderen Materialien, von denen Schadstoffe 
in das abfließende Niederschlagswasser gelangen können, sind nicht zulässig. Dies gilt auch 
für Dacheindeckungen mit "Lotuseffekt", bei denen schwermetallhaltige Beschichtungen wie 
Zink zur Anwendung kommen. Dachinstallationen wie Regenrinnen, Kehlbleche und Fallroh-
re können aus Kunststoff, beschichteten Blechen, Aluminium oder Edelstahl ausgeführt wer-
den. In begründeten Fällen können in geringem Maße anderweitige Materialien verwendet 
werden, wenn dargelegt werden kann, dass eine Ausführung auf anderem Wege nicht mög-
lich ist. 

12 Gestaltung der Freiflächen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Die unbebauten und unbefestigten Flächen der bebauten Grundstücke sind als Garten anzu-
legen, zu pflegen und nicht vollständig zu versiegeln. 

13 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Nicht zulässig sind Niederspannungsfreileitungen. 

C Hinweise 

1 Bei allen Auffüllungen und Abgrabungen sind neben erdstatischen Gesichtspunkten auch die 
fachlichen Anforderungen des Bodenschutzes, insbesondere § 12 BBodSchV zu beachten. 

Werden bei Erdarbeiten ungewöhnliche Färbungen und / oder Geruchsemissionen (z. B. 
Mineralöle, Teer, ...) wahrgenommen, so ist umgehend das Landratsamt Ortenaukreis, Amt 
für Umweltschutz, Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz, zu unterrichten. Aushubarbei-
ten sind an dieser Stelle sofort einzustellen. 



Textteil zum Bebauungsplan "Niedereich"  Stand: 11.04.2011 
in Kehl-Stadt, 6. Änderung  Fassung: Satzung 

gemäß § 10 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 BauGB

2 Archäologische Funde, die im Zuge von Erdarbeiten gefunden werden, sind nach § 20 
DSchG Baden-Württemberg, unverzüglich der Archäologischen Denkmalpflege, Referat 26, 
Regierungspräsidium Freiburg, Tel.: 0761/208-3570, Fax: 0761/208-3599) zu melden. 

3 Kampfmittel können vorhanden sein. Vor Baubeginn und vor einem Bodenaushub ist mit 
dem Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg, Pfaffenwaldring 1, 70569 Stuttgart, 
Kontakt aufzunehmen. 

4 Das Baugebiet „Niedereich“ liegt direkt auf der Verbindungslinie der Grundwassermessstel-
len 103/064-0 und 140/064-9. 

Die Werte für diese Grundwassermessstellen sowie die Schätzwerte für das Bebauungspl-
angebiet sind in der folgenden Tabelle dargestellt: 

Grundwassermessstelle  
Baugebiet „Niedereich“ 

Maximaler Grund - 
wasserstand [m+NN] 

Mittlerer Grund - 
wasserstand [m+NN] 

103/064-0 136,95 (am 12.05.1970) 135,14 (seit März 1964) 
Baugebiet „Niedereich“ ca. 137,21 (geschätzt) ca.135,40 (geschätzt) 

140/064-9 136,80 (am 28.05.1978) 135,62 (seit November 1973) 
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Bebauungsplan  NIEDEREICH, 6. Änderung 

Zeichnerische Festsetzungen 

Nutzungsschablone: 

WA Allgemeines Wohngebiet 
I Anzahl der Vollgeschosse 

GRZ 0,4 Grundflächenzahl 
GFZ 0,5 Geschossflächenzahl 

nur Einzelhäuser zulässig 

DN Dachneigung 

Baugrenze 

 Ga Cap St Flächen für Nebenanlagen: Garagen, Carports, Stellplätze 

Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen 

Zu erhaltende Bäume 

Firstrichtung 

Umgrenzung von Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche 
Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei denen besondere 
bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind, 

Geltungsbereichsgrenze 
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im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB 

Verfahrensdaten 

Aufstellungsbeschluss 21.04.2010

1. Offenlage 13.01.2011 - 14.02.2011

2. Offenlage 20.04.2011 - 04.05.2011

Satzungsbeschluss 18.05.2011

In Kraft getreten 22.07.2011

Plandaten 
M. 1 : 500
im Originalformat (siehe unten) 

Plandatum: 12.04.2011 

Bearbeiter: Sch / Bk 
Projekt-Nr: Su-08 
Planformat: 590x297 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Planes 
sowie die planungsrechtliche Festsetzungen und 
die örtlichen Bauvorschriften mit den hierzu 
ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates der 
Stadt Kehl übereinstimmen. 

Kehl, 21.07.2011 

gez. 

Oberbürgermeister 
Dr. Petry 

Die Planunterlage nach dem Stand vom 
02.09.2011 entspricht den Anforderungen des 
§ 1 PlanZVO vom 18.12.1990

Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche 
Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft 
getreten. 

Kehl, 22.07.2011 
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Stadtplanung 
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